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Antrag 1 der ARGE – Arbeitsgemeinschaft unabhängiger Arbeitnehmer zur  

174. Vollversammlung der AK 

 

 

 

Behindertenteilzeit 
 

 

In der Sitzung des Ausschusses Arbeit und Arbeitsmarkt vom 9. Dezember 2019 wurde die 

Vertreterin der ARGE ersucht, Hintergrund und Vorgangsweise genauer zu erörtern und den 

Antrag nochmals zu stellen. 

 

Die ARGE – Arbeitsgemeinschaft unabhängiger Arbeitnehmer ersucht daher die 

Vollversammlung nochmals um Zustimmung, dass im Behinderteneinstellungsgesetz ein 

Anspruch auf Behindertenteilzeit verankert werden soll und begründet und erörtert dies wie 

folgt: 

 

Begründung: 

 

Vor allem bei neurologischen und psychischen Beeinträchtigungen ist Stress ein besonders negativer 

Einflussfaktor auf die Restgesundheit und die Person mit besonderen Bedürfnissen ist gesundheitlich 

nicht für eine Vollbeschäftigung einsetzbar. Aber auch bei körperlichen Leiden kann durch eine 

Teilzeitbeschäftigung – auch vorrübergehend - eine Verschlechterung verhindert werden. Zweck des 

Zuschusses soll eine Abgeltung der Minderleistung der Person mit besonderen Bedürfnissen sein. Der 

Lohnausgleich soll als Zuschuss zu den Lohnkosten aus den Mitteln des Ausgleichstaxfonds erfolgen. 

Der Bund, den Ländern, dem AMS und den Sozialversicherungsträgern wird derzeit kein 

Lohnzuschuss gewährt. Die öffentliche Hand agiert jedoch schon fast mit den gleichen Maßnahmen 

zur wunderschönen Bilanzdarstellung, wie dies in privaten Unternehmen der Fall ist. Durch diese 

Maßnahme wären begünstigte Behinderte aber häufig in der Lage, weiterhin in Beschäftigung zu 

bleiben, für ihren Lebensunterhalt selbst zu sorgen und werden nicht in die Pension oder 

Arbeitslosigkeit und damit in die Untätigkeit gedrängt.  

 

Die berufliche Leistungsminderung, welche in keinem Zusammenhang mit der festgestellten MdE 

steht, sondern sich rein nach medizinischen Gesichtspunkten richtet, soll vom Amtsarzt des 

Bundesministeriumservice erfolgen. 

 

 

 

 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  

 


